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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 9 V 16/10 B 
 
L 13 VK 12/10 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 12 VK 12/10 (SG Aachen) 
 
 
 
………………………………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: …………………………………, 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Saarland, 
vertreten durch das Landesamt für Soziales, 
Hochstraße 67, 66115 Saarbrücken, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 25. Oktober 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d ,   die Richter   K r u s c h i n s k y  

und   O t h m e r   sowie die ehrenamtliche Richterin   E i c h l e r   und den  

ehrenamtlichen Richter   G r ö n d a  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 17. September 2010 wird zurückgewiesen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen 

Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Die Beteiligten streiten über die Gewährung einer Rollstuhlreparatur. 

 

Eine darauf gerichtete Klage hat der Kläger mit Telefax-Schreiben vom 3.1.2005 sowohl beim 

Sozialgericht (SG) Aachen (Eingang um 20.09 Uhr) als auch beim Verwaltungsgericht (VG) für 

das Saarland (Eingang um 20.10 Uhr) erhoben. Das SG hat die bei ihm eingegangene Klage 

mit Gerichtsbescheid vom 20.6.2005 - mangels Durchführung des Vorverfahrens - als 

unzulässig abgewiesen. Das anschließende Berufungsverfahren vor dem Landessozialgericht 

(LSG) Nordrhein-Westfalen - L 10 VJ 22/05 - ist durch Beschluss vom 13.2.2006 zum Ruhen 

gebracht worden.  

 

Das VG hat die dort eingegangene Klage durch Beschluss vom 3.2.2010 an das SG verwiesen. 

Diese Klage hat das SG mit Gerichtsbescheid vom 24.6.2010 wegen doppelter Rechtshängig-

keit als unzulässig abgewiesen. Das vom Kläger angerufene LSG - L 13 VK 12/10 - hat - in 

einer Reihe von Berufungsverfahren des Klägers - Termin zur mündlichen Verhandlung 

bestimmt auf den 17.9.2010. Die vorliegende Sache ist für 12.20 Uhr terminiert worden 

(Verfügung vom 26.7.2010). Zuvor hatte der Vorsitzende des 13. Senats des LSG den Kläger 

mit Schreiben vom 15.7.2010 auf die beabsichtigte Terminierung am 17.9.2010 sowie ua darauf 

hingewiesen, dass dieser selbst oder durch Bevollmächtigte auf der Geschäftsstelle 

Akteneinsicht nehmen könne. Ferner könne im Hinblick auf dessen gerichtsbekannte 

Vorgehensweise Anträgen des Klägers auf Terminaufhebung, die mit gesundheitlicher 

Verhinderung begründet würden, nur entsprochen werden, wenn ein amtsärztliches Attest 

vorgelegt werde. Diese Verfügung des Vorsitzenden befindet sich nicht in der vorliegenden 

Prozessakte des LSG, wohl aber in den Akten der vom LSG für den selben Tag auf 12.50 Uhr 

terminierten Sache - L 13 VK 11/10 -. Im Übrigen hat der Senatsvorsitzende auf dieses 

Schreiben in seinem Schreiben an den Kläger vom 5.8.2010 ausdrücklich Bezug genommen. 

 

Mit mehreren dem 13. Senat des LSG am 4.8.2010 und am 14., 15., 16. und 17.9.2010 per Fax 

übermittelten Schreiben hat der Kläger die Aufhebung des Termins auch in der vorliegenden 

Sache beantragt. Diesen Anträgen hat das LSG nicht entsprochen. Am Termintag (17.9.2010) 

hat der Kläger nach 14 Uhr als Bevollmächtigter einen Termin vor einem anderen Senat des 

LSG wahrgenommen. Er befand sich ab 13.40 Uhr im Gebäude des LSG, ohne zu einem der 

Termine in eigener Sache vor dem 13. Senat zu erscheinen. 

 

Das LSG hat in Abwesenheit des Klägers aufgrund mündlicher Verhandlung durch Urteil vom 

17.9.2010 die Berufung des Klägers zurückgewiesen. Es ist wie schon das SG davon ausge-

gangen, dass die Klage wegen anderweitiger Rechtshängigkeit (§ 202 SGG iVm § 17 Abs 1 S 2 
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GVG) unzulässig sei. Der Kläger habe am gleichen Tag, aber zeitlich früher, eine Klage mit 

gleichem Streitgegenstand (Untätigkeit/Rollstuhlreparatur) bei dem SG Aachen erhoben. 

Dieses Verfahren sei noch nicht rechtskräftig abgeschlossen. Das Ruhen des 

Berufungsverfahrens beende die Rechtshängigkeit nicht.  

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger beim Bundessozialge-

richt (BSG) Beschwerde eingelegt, die er mit dem Vorliegen eines Verfahrensmangels begrün-

det.  

 

 

II 

 

Die Beschwerde ist zulässig, aber unbegründet. 

 

Der Kläger rügt als Verletzung seines Anspruchs auf Gewährung rechtlichen Gehörs, dass das 

LSG seinen Anträgen auf Aufhebung oder Verlegung des für den 17.9.2010 geladenen Termins 

zu Unrecht nicht entsprochen und dann ohne seine Teilnahme an der mündlichen Verhandlung 

entschieden habe. Damit hat er einen Verfahrensmangel zwar iS des § 160a Abs 2 S 3 SGG 

hinreichend bezeichnet. Der gerügte Mangel liegt indes nicht vor, denn es bestand für das LSG 

kein erheblicher Grund (§ 202 SGG iVm § 227 Abs 1 und 2 ZPO) zur Aufhebung oder 

Verlegung des Termins. 

 

Eine zeitliche Kollision des auf 12.20 Uhr bestimmten Termins mit anderen Terminen bestand 

nicht. Soweit der Kläger mit Faxschreiben am 15.9.2010 darauf hingewiesen hat, dass seine 

"Hilfsleute" am 17.9.2010 für einen Termin vor 14 Uhr nicht zur Verfügung stünden, hat das 

LSG nachvollziehbar begründet, dass der Kläger angesichts der schon Ende Juli 2010 

zugestellten Terminladung ausreichend Zeit für entsprechende organisatorische Maßnahmen 

gehabt habe. Es ist weder ersichtlich noch vom Kläger im Einzelnen dargetan, warum er diese 

Maßnahmen nicht habe treffen können. 

 

Soweit der Kläger mit der Beschwerdebegründung geltend macht, er habe gegenüber dem LSG 

mit der Begründung um Terminverlegung gebeten, dass er aus gesundheitlichen Gründen nicht 

in der Lage sei, alle Termine am 17.9.2010 wahrzunehmen, liegt darin kein erheblicher Grund 

für die Aufhebung aller Termine einschließlich des Termins in der vorliegenden Sache. Dies 

folgt schon daraus, dass der Kläger entgegen der im Hinweisschreiben vom 15.7.2010 erfolgten 

Aufforderung des Senatsvorsitzenden des LSG seinen Terminaufhebungsanträgen keine amts-

ärztliche Bescheinigung beigefügt hat. Der erkennende Senat hat in Sachen des Klägers 

bereits mehrfach entschieden, dass der Vorsitzende aufgrund des bisherigen prozessualen 

Verhaltens eines Beteiligten diesem aufgeben darf, eine etwaige krankheitsbedingte 

Verhinderung durch Vorlage einer amtsärztlichen Bescheinigung zu belegen (Beschlüsse vom 
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29.3.2007 - B 9a V 26/06 B -, vom 6.10.2011 - B 9 V 22/08 B -, vom 16.2.2012 - B 9 V 12/10 B - 

und vom 24.5.2012 - B 9 V 13/10 B -). Zudem hätte sich der Kläger zur Wahrnehmung einer 

ihm am 17.9.2010 zumutbar erscheinenden Zahl von Terminen bereit erklären müssen. Ohne 

eine entsprechende Bereiterklärung des Klägers bestand für das LSG auch im Hinblick auf die 

- zeitlich nachfolgende - Teilnahme des Klägers an der mündlichen Verhandlung vor einem 

anderen Senat kein Anlass, die Zahl der Termine in den Berufungssachen des Klägers am 

17.9.2010 vorab zu reduzieren. Vielmehr hätte es ausgereicht, auf das aktuelle Befinden des 

Klägers Rücksicht zu nehmen. Damit hätte das LSG auch dem Recht des Klägers auf ein faires 

Verfahren Genüge getan. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 11 
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